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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Parlamentarischen Konferenz 
für Zusammenarbeit und Sicherheit in Europa 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 

Sehr geehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege! 

In der Zeit vom 26. bis 31. Januar 1973 hat in Helsinki eine parla- 
mentarische Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
stattgefunden. An der Konferenz, die von der IPU ins Leben gerufen 
worden war, nahmen Vertreter von 30 europäischen Parlamenten 
teil. Die Konferenz verlief in einer aufgeschlossenen und gelösten 
Atmosphäre. 

Nach gründlicher Vorbereitung durch die drei Ausschüsse für Sicher- 
heit, für Wirtschaftsbeziehungen sowie für wissenschaftliche, techno- 
logische und kulturelle Zusammenarbeit verabschiedete das Plenum 
der Konferenz die in der Anlage beigefügte Entschließung, die ich 
Ihnen als Leiter der deutschen Delegation zur Kenntnis bringe. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Karl Wienand 
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Interparlamentarische Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
Helsinki, 26. bis 31. Januar 1973 


Mittel und Wege einer gleichberechtigten Zusam- 
menarbeit im Hinblick auf die Herstellung eines 
dauerhaften Friedens und einer dauerhaften Sicher- 
heit in Europa unter Berücksichtigung des Beitrags 
dieses Kontinents zu Frieden und Wohlstand in der 
Welt 

a) Vorschläge im Bereich der Sicherheit, 

b) Vorschläge im Bereich der Wirtschaftsbeziehun- 
gen, 

c) Vorschläge im Bereich der wissenschaftlichen, 
technologischen, bildungspolitischen und kultu- 
rellen Zusammenarbeit sowie zum Austausch 
von Personen und Informationen. 


Abschließende Verlautbarung der Interparlamentarischen Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 


Die Interparlamentarische Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa 

Ist sich zutiefst der Tatsache bewußt, daß Europa 
in diesem Jahrhundert Ausgangspunkt zweier Welt- 
kriege war und daß heute noch auf seinem Terri- 
torium die stärksten Truppen- und Rüstungskonzen- 
trationen der Welt vorhanden sind; 

ist der Auffassung, daß Fortschritte im Rahmen 
einer organisierten Zusammenarbeit und Sicherheit 
in Europa der Festigung des Friedens in der Welt | 
dienen; 

stellt fest, daß in der Zusammenarbeit zwischen 
europäischen Staaten bedeutende Fortschritte als 
Ergebnis der von ihnen unternommenen Bemühun- 
gen erzielt worden sind, die sich insbesondere im 
Abschluß der Verträge zwischen der Sowjetunion, 
Polen und der Bundesrepublik Deutschland, im 
Viermächteabkommen vom Juni 1972, im Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik, im Abkommen 
zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjet- 
union über die Begrenzung der strategischen 
Rüstung sowie in sonstigen den Frieden in Europa 
fördernden Verträgen widerspiegeln; 

verweist auf die Bestimmungen der Charta der 
Vereinten Nationen und der Erklärung über die 
Grundsätze des Völkerrechts hinsichtlich der guten 
Beziehungen und der Zusammenarbeit zwischen 
einzelnen Staaten und bekräftigt insbesondere: 

— die Grundsätze der Souveränität, der Unverletz- 
barkeit der Grenzen, der territorialen Integrität 
und Unabhängigkeit sowie des Rechts auf Gleich- 


berechtigung in den internationalen Beziehun- 
gen; 

— das Recht aller Völker, frei und ohne jede 
fremde Einmischung die Form ihrer jeweiligen 
sozialen und politischen Systeme zu bestimmen, 

— die Pflicht aller Staaten, sich der Anwendung 
oder Androhung von Gewalt zu enthalten sowie 
ihre Konflikte auf friedlichem Wege zu regeln 
und nach besten Kräften ihren völkerrechtlichen 
Verpflichtungen nachzukommen; 

ist der Auffassung, daß eine weitreichende wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit in Europa sowie zwi- 
schen den Ländern dieses Kontinents und denen 
Nordamerikas, die insbesondere durch ihre Wirt- 
schafts ent Wicklung bedingt wird und vornehmlich 
auf der Intensivierung aller denkbaren Formen von 
Wirtschaftsbeziehungen sowie auf der Nicht-Dis- 
kriminierung durch eine schrittweise Verringerung 
der diskriminierenden Praktiken gründet, dazu ge- 
eignet ist, die Wechselbeziehungen, das gegensei- 
tige Vertrauen und die Sicherheit der europäischen 
Staaten zu fördern; 

ist sich der Verantwortung der europäischen Länder 
bewußt, zur internationalen Wirtschaftsentwicklung, 
insbesondere in den Entwicklungsländern, beizu- 
tragen; 

ist der Auffassung, daß der Schutz der menschlichen 
Umwelt, der zu einem vordringlichen Anliegen in 
aller Welt wurde, in Europa ein besonders heikles 
Problem ist und auf internationaler, wenn möglich 
globaler Ebene angegangen werden muß, daß je- 
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doch die wünschenswerten globalen Lösungen durch 
regionale Maßnahmen zwischen einzelnen Ländern 
mit ähnlichen und gemeinsamen Problemen geför- 
dert werden können; 

stellt fest, daß nationale Minderheiten zur Festi- 
gung der gutnachbarlichen Beziehungen zwischen 
europäischen Staaten beitragen können; 

ist davon überzeugt, daß eine umfassendere und 
vielfältigere Zusammenarbeit auf den Gebieten der 
Wissenschaft, Erziehung, Kultur und Information 
und eine Ausdehnung der menschlichen Kontakte 
auf die gesamteuropäische Ebene wesentlich zur 
Beseitigung der Ursachen von Mißverständnissen, 
zur Festigung des Friedens und zur Herstellung 
einer dauerhaften Verständigung auf dem euro- 
päischen Kontinent sowie zur Festigung der Bin- 
dungen zwischen Europa und der übrigen Welt bei- 
tragen würden; 

bekräftigt insbesondere: 

— den Grundsatz der Achtung und Wahrung der 
Würde und des Wertes jeder einzelnen Kultur; 

— das Recht und die Pflicht jedes Volkes auf Ent- 
wicklung seiner eigenen Kultur; 

— - den Grundsatz, daß alle Kulturen in ihrer reich- 
haltigen Verschiedenheit Teil des gemeinsamen 
Erbes der gesamten Menschheit sind; 

— den Grundsatz, daß die internationale Zusam- 
menarbeit alle Aspekte der geistigen und schöp- 
ferischen Tätigkeit in Zusammenhang mit der 
Erziehung und Bildung, der Wissenschaft und 
der Kultur umfassen muß; 

— die Notwendigkeit, solche wirtschaftlichen und 
sozialen Voraussetzungen zu fördern, die den 
breiten Schichten den freien und demokratischen 
Zugang zur Erziehung und Bildung, Kultur und 
Information ermöglichen; 

— die Notwendigkeit, auf dem Wege der kultu- 
rellen Zusammenarbeit von Gruppen und Ein- 
zelpersonen den Gedanken des Friedens und 
der Freundschaft zwischen den Völkern zu för- 
dern und für eine wahrheitsgetreue Darstellung 
und Verbreitung von Informationen zu sorgen; 

verweist darauf, daß in Einklang mit der Allgemei- 
nen Menschenrechtserklärung alle Staaten ver- 
pflichtet sind, die Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle Menschen ohne Unterschei- 
dung nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion 
anzuregen und zu fördern; 

die Konferenz 

erkennt den Wert der obengenannten allgemeinen 
Grundsätze und unterstützt deshalb 

a) die Einberufung einer Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa auf Regierungs- 
ebene, die so bald wie möglich nach einem posi- 
tiven Abschluß der Vorgespräche in Helsinki mit 
dem Ziel der Verbesserung der friedlichen Be- 
ziehungen zwischen allen europäischen Ländern, 
den Vereinigten Staaten und Kanada und der 
Entwicklung ihrer Zusammenarbeit in allen Be- 
reichen stattfinden soll; 


b) ist der Ansicht, daß diese Konferenz damit be- 
auftragt werden sollte, entsprechend den oben 
genannten Grundsätzen festzulegen, welchen 
Standpunkt die Teilnehmerstaaten in ihren ge- 
genseitigen Beziehungen ungeachtet ihrer Ideo- 
logie und ihrer politischen und sozialen Systeme 
vertreten werden; 

c) ist davon überzeugt, daß Frieden und Sicherheit 
in Europa nur von Dauer sein können, wenn alle 
Ursachen der Spannungen in allen Gebieten des 
Kontinents, wobei auch an den Mittelmeerraum 
gedacht ist, beseitigt werden. 


I. Vorschläge im Bereich der Sicherheit 

Die Konferenz 

1. wünscht, daß die nationalen Parlamente zur Or- 
ganisation der Entspannung und zur Festigung 
der Sicherheit in Europa beitragen; 

2. stellt fest, daß die Sicherheit des europäischen 
Kontinents weitgehend davon abhängt, daß je- 
der Staat die allgemein anerkannten Grundsätze 
des Völkerrechts, die den zwischenstaatlichen Be- 
ziehungen zugrunde liegen, achtet und anwen- 
det; 

3. ist sich der Notwendigkeit bewußt, den oben ge- 
nannten Grundsätzen konkrete Bedeutung zu 
verleihen; 

4. appelliert an die Regierungen, bei der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
die Frage des Systems einer friedlichen Rege- 
lung von Streitfällen und im Bedarfsfall die sei- 
ner Verbesserung zu prüfen; 

5. fordert die Parlamente und Regierungen aller 
Staaten auf, folgende Maßnahmen in Erwägung 
zu ziehen: 

— - Schritte zur Verbesserung des gegenseitigen Ver- 
trauens zwischen den betreffenden Regierungen 
einzuleiten, die zu einer wirklichen Minderung 
der Spannungen führen, wie etwa die vorherige 
Bekanntgabe von Manövern und einen Austausch 
von Beobachtern; 

— die beiderseitige und ausgewogene Verminde- 
rung von Truppen und Rüstungen in Europa 
durch Verhandlungen, die allen betroffenen Staa- 
ten offenstehen würden, mit dem Ziel einer 
schrittweisen Reduzierung aller Streitkräfte und 
Rüstungen auf einen weniger gefährlichen Stand 
und auf die Gewährleistung der gleichen Sicher- 
heit für die einzelnen Staaten, zu fördern, wobei 
berücksichtigt wird, daß das Abrüstungsproblem 
Bestandteil der Sicherheit ist; 

— konzertiert vorzugehen, um den Terrorismus 
in Europa zu bekämpfen und die Ratifizierung 
der entsprechenden internationalen Konventio- 
nen zu unterstützen. 
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II. Vorschläge im Bereich der Wirtschafts- 
beziehungen 

Die Konferenz 

1. appelliert an die Regierungen der europäischen 
Staaten, die Tätigkeit des Wirtschaftsausschus- 
ses der Vereinten Nationen für Europa zu unter- 
stützen und sich die Erfahrungen dieses Gre- 
miums zu eigen zu machen; 

2. verweist die europäischen Parlamente und Re- 
gierungen auf die Tatsache, daß die Entwicklung 
des Handels in Europa die Verstärkung aller 
möglichen Formen des Warenaustausches und 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit sowie die 
Beseitigung der bestehenden Hemmnisse und 
Diskriminierungen erfordert; 

3. anerkannt deshalb die Notwendigkeit einer ge- 
meinsamen Politik wie eines gemeinsamen Ak- 
tionsprogramms zum Austausch von Daten über 
wissenschaftliche und technologische Errungen- 
schaften, um die wirtschaftliche Forschung und 
Entwicklung zu fördern; 

4. empfiehlt allen Parlamenten und Regierungen 
Europas: 

— Maßnahmen zum beschleunigten Aufbau einer 
europäischen Wirtschaftsinfrastruktur insbeson- 
dere im Energiebereich sowie für alle möglichen 
Transportformen ins Auge zu fassen; 

— den Gedanken der Schaffung eines Informations- 
zentrums für die europäische Zusammenarbeit 
auf industriellem Gebiet zu fördern; 

— Maßnahmen zur Förderung des Tourismus zu er- 
greifen, wie z. B. eine gegenseitige technische 
und finanzielle Unterstützung, die Liberalisie- 
rung und Vereinfachung des Grenzverkehrs, ein 
Versicherungssystem und die Schaffung von Ein- 
heitsnormen für die Haftung von Reiseunterneh- 
men; 

— auf gegenseitiger Basis eine langfristige Pla- 
nung für die Wanderbewegung von Arbeitskräf- 
ten zu erstellen, für einheimische wie für Wan- 
derarbeiter gleiche Arbeitsbedingungen und 
Rechte zu sichern und die Erarbeitung gemein- 
samer Programme zur Entwicklung der Zusam- 
menarbeit und Investitionstätigkeit zu beschleu- 
nigen, um neue Arbeitsplätze in den Auswande- 
rungsländern zu schaffen; 

5. empfiehlt den nationalen interparlamentarischen 
Gruppen, durch die Parlamente ihrer Länder 
einen angemessenen Einfluß auf ihre jeweiligen 
Regierungen auszuüben, damit bei der Konfe- 
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa, die zur Zeit vorbereitet wird, Einigung 
bei der Erarbeitung eines europäischen Pro- 
gramms zur wirtschaftlichen und kulturellen Zu- 
sammenarbeit erzielt werden kann, dessen Aus- 
führung zu einer besseren Verständigung der 
Völker untereinander und zur Festigung von 
Frieden und Sicherheit in Europa und in der 
ganzen Welt beitragen würde; 


6. empfiehlt den teilnehmenden Delegationen, ihre 
Regierungen zu ersuchen: 

— die Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän- 
dern zu koordinieren und zu fördern, die natio- 
nalen und internationalen Entwicklungshilfepro- 
gramme zu verstärken und der Entwicklung die- 
ser Länder die finanziellen Vorteile und Begün- 
stigungen zugute kommen zu lassen, die als Er- 
gebnis der europäischen Zusammenarbeit und 
Sicherheit gewonnen werden; 

— auf die Umgestaltung der bestehenden Zoll- 
systeme insoweit hinzuwirken, als sie in ihren 
Auswirkungen auf die Entwicklungsländer den 
erklärten Zielen der Hilfe und der Zusammen- 
arbeit zuwiderlaufen, und insbesondere Maß- 
nahmen zur Stabilisierung der Rohstoffpreise auf 
gewinnbringender Ebene zu ergreifen ,- 

7. fordert alle Länder auf, so bald wie möglich fol- 
gende Ziele zu verwirklichen: 

— die internationalen Gesetze über den Umwelt- 
schutz zu erweitern; 

— Schritte zur Einleitung einer regionalen Zusam- 
menarbeit zwischen den nationalen Regierungen 
zu ergreifen, um eine größere Umweltbelastung 
in bestimmten Gebieten zu vermeiden; 

— ein allgemeines Kontroll- und Überwachungs- 
system einzurichten, das Daten über die Luft- 
und Wasserverschmutzung, insbesondere von 
grenzüberschreitenden Flüssen, Binnenseen und 
den Europa umgebenden Meeren vermittelt; 

8. empfiehlt den Parlamenten aller teilnehmen- 
den Staaten, aktiv den Grundsatz zu unterstüt- 
zen, daß die regionale Zusammenarbeit zum 
Schutz und zur Verbesserung der menschlichen 
Umwelt, insbesondere im Bereich der vom 
Menschen selbst geschaffenen Umwelt und in 
Zusammenhang mit den hier entstandenen 
drängenden Problemen der Verschmutzung so 
gehandhabt wird, daß jeder direkt betroffene 
europäische Staat in die Lage versetzt wird, sich 
aktiv an solchen Bemühungen zu beteiligen; 

9. ersucht die Regierungen aller Länder, die durch 
die Verschmutzung der Ostsee betroffen sind, 
Ende 1973 eine Ostseekonferenz über Umwelt- 
probleme einzuberufen, und eine Ostseekom- 
mission für die Verhütung und Kontrolle der 
Verschmutzung einzusetzen; 

10. ersucht die Interparlamentarische Union, die 
Schirmherrschaft für die frühestmögliche Einbe- 
rufung einer Interparlamentarischen Konferenz 
der Mittelmeeranrainerstaaten zu übernehmen, 
die auf Initiative der italienischen Abgeordne- 
tenkammer und ihrer interparlamentarischen 
Gruppe erfolgt und bei der in Zusammenhang 
mit der Verschmutzung und dem Schutz dieses 
Meeres stehende Probleme geprüft werden sol- 
len. 
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III. Vorschläge zur Zusammenarbeit in den 
Bereichen der Wissenschaft, Technologie, 
Erziehung und Kultur sowie des Austausches 
von Personen und Informationen 

Die Konferenz 

1. fordert die Parlamente auf: 

A. alles zu tun, um angesichts der bestehenden kul- 
turellen und wissenschaftlichen Vereinbarungen die 
bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit in den 
Bereichen der Erziehung und Bildung, Wissenschaft, 
Kultur und Information und, allgemeiner gesagt, die 
Kontakte und den Austausch zwischen den Völkern 
zu fördern und zu entwickeln; 

B. der Verwirklichung von Fortschritten in den fol- 
denden Bereichen besondere Beachtung zu schen- 
ken: 

a) Zwischenmenschliche Kontakte 

— Verbesserung der Bestimmungen und Verfah- 
ren für die Grenzüberschreitung europäischer 
Staatsbürger; 

- Bemühungen um eine humanitäre Führung der 
Verhandlungen auf Regierungsebene über die 
Beseitigung der Probleme in Zusammenhang mit 
der Trennung von Familienangehörigen, die ihre 
Wiedervereinigung anstreben; 

— Entwicklung des Austauschs von Touristen und 
Berufstätigen, insbesondere von jungen Leuten, 
zum besseren Verständnis und gegenseitigen 
Nutzen; 

b) Erziehung und Bildung 

i) Verbesserung und Modernisierung der erzie- 
hungs- und bildungspolitischen Maßnahmen, insbe- 
sondere in folgenden Bereichen; 

— Bedarfsprognosen 

- Prüfung neuer Methoden 

— ständige Fortbildung 

— - Anerkennung von Diplomen und akademischen 
Titeln, insbesondere von Hochschulgraden; 

ii) Beitrag der Erziehungs- und Bildungspolitik zu 
einer besseren Völkerverständigung, insbesondere 
durch folgende Maßnahmen: 

— Überarbeitung von Schulbüchern, vor allem von 
Geschichts- und Erdkundebüchern, um eine ob- 
jektive Darstellung des Beitrags der verschiede- 
nen nationalen europäischen Kulturen zur Ge- 
samtkultur zu gewährleisten, ohne dabei die 
Würde anderer Völker zu verletzen; 

— Abschluß von Übereinkommen zur Anerkennung 
von Titeln und Diplomen; 

— Patenschaften zwischen Erziehungs- und Bil- 
dungseinrichtungen ; 

— Schaffung von Austauschprogrammen für Hoch- 
schulprofessoren, Dozenten und Studenten; 


c) Wissenschaft 

— Fortentwicklung der Zusammenarbeit in allen 
Bereichen der Grundlagen- und der angewandten 
Forschung; 

— Bemühungen um eine langfristige Zusammenar- 
beit und Koordinierung langfristiger Pläne; 

— Teilnahme an umfassenden internationalen Pro- 
grammen für die wissenschaftliche Zusammen- 
arbeit, insbesondere durch die Einrichtung eines 
Verbundsystems unter den teilnehmenden Län- 
dern; 

— Anregung gemeinsamer Forschungsprojekte, ins- 
besondere auf dem Gebiet der Medizin und des 
öffentlichen Gesundheitswesens, einschließlich 
der Sammlung und Verbreitung von Informatio- 
nen und der Ausbildung von Fachkräften; 

— Erweiterung der Zusammenarbeit zwischen wis- 
senschaftlichen und technischen Institutionen, 
Organisationen und Universitäten; 

d) Kultur 

— Veranstaltung von Austauschprogrammen, ins- 
besondere zur Förderung des gegenseitigen Ken- 
nenlernens und der Weiterentwicklung der ein- 
zelnen europäischen Kulturen; 

— Zusammenarbeit auf dem Gebiet der kulturellen 
Entwicklung der im Ausland als Folge der Wan- 
derbewegung tätigen Arbeitnehmerminderheiten 
und Anerkennung des Grundsatzes ihrer kultu- 
rellen Gleichstellung durch entsprechende inner- 
staatliche Rechtsvorschriften; 

— gleiche Rechte und Zugangsmöglichkeiten für die 
kulturelle Entwicklung nationaler und ethnischer 
Minderheiten; 

— Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen den 
europäischen Ländern und denen der übrigen 
Welt; 

— Ausbau des Tourismus zu kulturellen Zwecken; 

— Veranstaltung eines Europäischen Kulturjahres; 

— Förderung des allgemeinen Zugangs zu den bis- 
her weitgehend unbekannten Meisterwerken der 
europäischen Literatur und Veröffentlichung 
einer gesamteuropäischen Literatursammlung; 

e) Information 

— freier Informationsfluß durch die Beseitigung 
von Hindernissen für den Austausch von Gedan- 
ken, Büchern. Zeitungen sowie Radio- und Fern- 
sehprogrammen, wobei das Recht jedes Landes 
auf Schutz seiner kulturellen und politischen 
Werte anerkannt wird; 

— Maßnahmen, die darauf abzielen, ausländischen 
Journalisten ihre Tätigkeit zu erleichtern und 
die Sicherheit von Medienberichterstattern in al- 
len Ländern zu gewährleisten; 

— Nutzung der Massenmedien zum Zwecke einer 
umfassenden gegenseitigen Verständigung; 
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— Förderung der Bücherproduktion einschließlich 
der gemeinschaftlichen Produktion, und zwar ins- 
besondere billigerer Ausgaben; 

2. fordert die Parlamente ferner auf, die erforder- 
lichen Mittel zu bestimmen und zu genehmigen, um 
die oben genannten Ziele, insbesondere durch Nut- 
zung der bestehenden regionalen und internationa- 
len Institutionen und Einrichtungen und durch die 
mögliche Schaffung neuer Verfahren zu erreichen; 


IV. Weitere parlamentarische Tätigkeit im Bereich 
der Zusammenarbeit und Sicherheit in Europa 


Die Konferenz 

fordert den Interparlamentarischen Rat auf, die Or- 
ganisation im Rahmen ihres Aufgabenbereichs dazu 
zu ermächtigen, zu geeigneten Zeitpunkten Zusam- 
menkünfte zu veranstalten, die die europäischen in- 
terparlamentarischen Gruppen und die der Verei- 


f) Menschenrechte 

fordert die Mitglieder der teilnehmenden interparla- 
mentarischen Gruppen auf, in ihren jeweiligen Län- 
dern auf der Notwendigkeit zu bestehen: 

a) die Grundsätze der Allgemeinen Menschen- 
rechtserklärung verstärkt anzuwenden, 

b) die Ratifizierung der internationalen Konventio- 
nen über die Menschenrechte zu beschleunigen. 


nigten Staaten und Kanadas in die Lage versetzen, 
Gedanken und Vorschläge zu bestimmten Aspekten 
der europäischen Zusammenarbeit und Sicherheit zu 
prüfen und weiterzuentwickeln, wobei davon ausge- 
gangen wird, daß die dazu erforderlichen Ausgaben 
aus den Beiträgen der betreffenden Gruppen gedeckt 
werden. 
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